
Einordnung von Bauten gemäss der «Ästhetik-Klausel» im PBG

Sowohl im kantonalen Planungs- und 
Baugesetz als auch in den meisten 
kommunalen Bau- und Nutzungsord-
nungen fi nden sich Vorschriften zur 
optischen Gestaltung von Bauten 
und Anlagen.

Diese Bestimmungen sind i.d.R. als sog. 
«ästhetische Generalklauseln» ausge-
staltet. So verlangt das Planungs- und 
Baugesetz (PBG), dass ein Bauvorhaben 
im Zusammenhang mit seiner Umge-
bung so zu gestalten ist, dass eine «be-
friedigende Gesamtwirkung» erzielt 
wird (§ 238 Abs. 1 PBG). 

Bei der Beurteilung, ob die Anforde-
rung eingehalten ist, wird auf einen 
Durchschnittsmassstab abgestellt. Eine 
architektonische Sonderleistung ist für 
die «befriedigende Gesamtwirkung» 
nicht erforderlich.

Die Gesamtwirkung kann sich auf 
die architektonische Gestaltung, die 
Grösse oder die Farbe einer Baute be-
ziehen. Es wird einerseits das Objekts 
als Ganzes und in seinen einzelnen Tei-
len betrachtet und andererseits beur-
teilt, wie das Bauvorhaben auf den neu-

tralen Betrachter im Kontext mit sei-
ner baulichen und landschaftlichen 
Umgebung wirkt. Zur Übernahme ei-
ner bestimmten Bauweise kann die 
Bauherrschaft gestützt auf die Gene-
ralklausel in § 238 Abs. 1 PBG nicht 
verpfl ichtet werden, dies ist nur mög-
lich, wenn dies explizit im übrigen Bau-

recht (BZO, Gestaltungsplan etc.) vor-
gesehen ist.

Für Bauvorhaben im Bereich von Ob-
jekten des Natur- und/oder Landschafts-
schutzes gelten strengere Vorschriften: 
§ 238 Abs. 2 PBG verlangt eine besonde-
re Rücksichtnahme, weshalb die Ge-
samtwirkung nicht mehr bloss «be-

friedigend», sondern «gut» sein muss. 
Gleiches gilt für Bauten in Kernzonen 
mit schutzwürdigem Ortsbild. Diese 
strengeren Anforderungen gelten aber 
bloss dann, wenn zwischen dem Bau-
vorhaben und dem Schutzobjekt über-
haupt ein optischer Bezug gegeben ist.

In der Landwirtschaftszone gelten 
grundsätzlich die gleichen Anforde-
rungen. Die Beurteilung der ästheti-
schen Gestaltung von Ökonomiebau-
ten muss aber mit Augenmass erfol-
gen, denn diese sind primär auf Funk-
tionalität und Rentabilität ausgerichtet. 
Grösse und Gestaltung von Ökonomie-
bauten sind i.d.R. technisch vorgege-
ben. Aus diesem Grund werden Remi-
sen, Ställe oder Silos neben Wohnhäu-
sern fast zwangsläufi g als Fremdkör-
per wahrgenommen. Eine Pfl icht zur 
vollständigen optischen Anpassung von 
Ökonomiebauten an die Umgebung 

würde regelmässig unverhältnismäs-
sig hohe Kosten mit sich bringen und 
einen Erhalt der Urproduktion im Kan-
ton Zürich gefährden.

Den Baubewilligungsbehörden – Ge-
meinden und Baudirektion – kommt 
bei der Beurteilung, ob bei der Einord-
nung eine «befriedigende bzw. gute 
Gesamtwirkung» erzielt wird, ein gros-
ses Ermessen zu. In den meisten Kan-
tonen auferlegen sich die Rechtsmit-
telinstanzen deshalb eine gewisse Zu-
rückhaltung bei der Beurteilung von 
Baubewilligungen. 

Das Baurekursgericht des Kantons 
Zürich hat seine Praxis diesbezüglich 
angepasst und übt sein Ermessen 
grundsätzlich voll aus. Die ästhetische 
Einordnung eines Bauvorhabens wird 
im Rekursverfahren oft sehr emotio-
nal diskutiert.  

«Grösse und Gestaltung 
von Ökonomiebauten 
sind i.d.R. technisch 

vorgegeben.»

RA lic. iur. 
Raphael J.-P.  Meyer
Niklaus Rechtsanwälte 
Dübendorf

Die Gesamtwirkung kann sich auf die architektonische Gestaltung, die Grösse oder die Farbe 
einer Baute beziehen. Bild: Agrimage
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Änderung der Subventionspraxis

Subventionen für Bauvorhaben 
auf neue Bedürfnisse ausgerichtet

Angesichts knapperer Finanzen sol-
len die Subventionen dorthin fl iessen, 
wo sie am dringendsten gebraucht 
werden. Während der Bedarf nach 
Zuschüssen für Bauten im Talgebiet 
und für Wohnbauten seit Jahren 
rückläufi g ist, entsteht andernorts 
neuer Bedarf.

Subventionen für Bauvorhaben in der 
Talzone haben in den letzten Jahren 
laufend an Bedeutung verloren. Die 

Zahl der Subventionsgesuche ist mas-
siv zurückgegangen. Und bei denjeni-
gen Bauvorhaben, die noch subventio-
niert wurden, ist der Anteil der Sub-
ventionen an den Baukosten massiv 
geschrumpft. 

Angesichts der Kürzung des Budgets 
im Rahmen der vom Kantonsrat gefor-
derten Sparmassnahmen hat das Amt 
für Landschaft und Natur entschieden, 
die vorhandenen Mittel auf die heute 
wichtigsten und notwendigsten Struk-
turverbesserungsmassnah men zu fo-
kus sieren. 

Nachdem der Bund schon seit mehr 
als zehn Jahren für Bauvorhaben in 
der Talzone keine Beiträge mehr aus-
richtet, zieht der Kanton Zürich da-
rum jetzt nach und verzichtet künftig 
ebenfalls auf die Subventionierung von 
Stall bauten in der Talzone.

Wohnbauten sind heute auch im 
Berggebiet in gutem Zustand
Auch im Berggebiet haben sich in den 
letzten Jahren die Wohnverhältnisse 
auf den Landwirtschaftsbetrieben deut-
lich verbessert. 

Noch nötige Investitionen in Wohn-
gebäude können heute erfahrungsge-
mäss aus den Betriebserträgen fi nan-
ziert werden. Der Bund beabsichtigt 
denn auch im Rahmen von AP 22+, auf 
die Unterstützung von Wohnbauten 
mit Investitionskrediten künftig zu ver-
zichten. Der Kanton Zürich schliesst 
sich dieser Massnahme an und subven-
tioniert ab diesem Jahr keine Wohn-
bauvor haben mehr mit landwirt schaft-
lichen Geldern. 

Investitionen in Ökonomiegebäude 
im Berggebiet sowie ökologische 
Massnahmen sind heute am 
gefragtesten
Die vorhandenen Mittel sollen dorthin 
fl iessen, wo sie am dringendsten benö-
tigt werden, nämlich in die struktur-
schwächeren Gebiete der Hügel- und 
Bergzone und dort für die betriebsrele-
vanten Ökonomiegebäude. 

Zudem besteht bei vielen Betrieben 
im ganzen Kantonsgebiet der Bedarf 
nach Unterstützung von bauliche Mass-
nahmen, welche den Anliegen des Ge-
wässerschutzes und der Verminderung 
der Ammoniakemissionen dienen. Sie 
sollen vermehrt subventioniert werden. 
So etwa der Bau und die Abdeckung 
von Jauchegruben, die Erstellung von 
Waschplätzen oder die Einrichtung von 
ammoniakreduzierenden Massnahmen 
in Ställen.

Keine Härtefälle
Das Amt für Landschaft und Natur ist 
bestrebt, Härtefälle zu vermeiden. Be-
reits zugesicherte oder auch mündlich 
in Aussicht gestellte Subventionen rich-
ten das ALN deshalb noch aus. Sollten 
die Subventionsumlagerungen zu Eng-
pässen führen, werden Wartelisten er-
stellt.
 Thomas Steiner, ALN

Die landwirtschaftlichen Gelder sollen für strukturschwächere Gebiete verwendet werden. Um den Anliegen des Gewässerschutzes und der Verminderung der 
Ammoniakemissionen gerecht zu werden, benötigen ausserdem noch viele Betriebe Unterstützung um die eigene Infrastruktur entsprechend aufzurüsten. Bild: ZBV

Leserbrief: Die Lügen über das 
Wassergesetz
Nationalrätin Priska Seiler Graf (SP) schürt 
mit ihrem Brief über die Wassergesetzab-
stimmung – offensichtlich mit Lügen – Ängs-
te in der Bevölkerung! So wird behauptet, 
dass das neue Wassergesetz die Privatisie-
rung der Trinkwasserversorgung durch die 
Hintertür zulässt. Falsch, Frau Nationalrätin! 
Das heute geltende Wasserwirtschaftsge-
setz lässt in Artikel 28 die Privatisierung der 
Wasserversorgung ohne weiteres zu. In 
dem am 10. Februar zur Abstimmung gelan-
genden Wassergesetz wird die Privatisie-
rung eingeschränkt. Artikel 107 besagt klipp 
und klar, dass die Gemeinden über die 
Mehrheit des Kapitals und über zwei Drittel 
der Stimmrechte verfügen müssen. Gleich-

zeitig wird verankert, dass in Zukunft die 
Wassergebühren kostendeckend sein müs-
sen und keine Profi te mit dem Trinkwasser 
erzielt werden dürfen. 

Nur bei einer Ablehnung des Wasserge-
setzes ist es für Profi torganisationen wie 
Coca-Cola möglich, Wasserversorgungen 
zu übernehmen und deren Profi te abzuschöp-
fen.

Sind wir doch ehrlich; Links-Grün konnte 
sich mit ihrem zunehmenden Eingriff ins pri-
vate Grundeigentum nicht durchsetzen und 
muss nun tief in die Lügenschublade greifen, 
um ein Eigentum respektierendes Gesetz zu 
bodigen.
 Michael Welz, Landwirt/a. Kantonsrat Oberembrach
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